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Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Personen 

nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz  

 

 

Berichterstatter/-in: Bürgermeisterin Ilona Friedrich 

 

Mitberichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung über die Erhebung 

von Gebühren für die Unterbringung von Personen nach dem  

Hessischen Landesaufnahmegesetz in der aus der Anlage 1 zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung.“ 

 

Begründung: 

 

Mit der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von 

Personen nach dem Hessischen Landesaufnahmegesetz soll vorrangig eine 

Grundlage für eine möglichst weitgehende Bundesbezuschussung bei den 

Aufwendungen der Stadt Kassel für die von ihr getragenen Flüchtlingsunterkünfte 

geschaffen werden. 

 

Die Stadt Kassel ist dazu verpflichtet, die ihr nach dem  

Hess. Landesaufnahmegesetz (HLAG) zugewiesenen Ausländer menschenwürdig 

unterzubringen. Das geschieht u.a. in größeren Gemeinschaftsunterkünften, 

wodurch zwischen dem Aufgenommenen und der Stadt ein öffentlich-rechtliches 

Nutzungsverhältnis auf Zeit begründet wird (§ 3 Abs. 3 HLAG) und wofür die Stadt 

eine Gebühr zu erheben hat (§ 4 Abs. 1 HLAG). 

 

Während des laufenden Asylverfahrens übernimmt die Stadt Kassel als örtlicher 

Träger des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) die Gebühren nach § 4 HLAG, 

sodass den Aufgenommenen zumindest bis zur Zuerkennung eines 

Aufenthaltstitels faktisch keine Zahlungspflicht trifft. Wenn der Aufgenommene 

nach Anerkennung eines Aufenthaltsrechts und Ende des AsylbLG-Bezug aber in 

der Einrichtung verbleibt und er oder seine Bedarfsgemeinschaft 

leistungsberechtigt nach dem Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II) ist, 

übernimmt das Jobcenter diese Unterkunftsaufwendungen und der sog. 

Fehlbeleger ist faktisch keiner Gebührenforderung ausgesetzt.  
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2 von 3 Selten werden die Kosten der Unterkunft auch aus Mitteln des Zwölften Buches 

des Sozialgesetzbuches (SGB XII) übernommen. 

 

Bislang hat die Landesregierung die Gebührenhöhe in Form von ortsabhängigen 

Pauschalen durch die Verteilungs- und Unterbringungsgebührenverordnung 

(VUBGebV) festgesetzt (§ 4 Abs. 2 HLAG a.F.). Die Pauschalen waren aber 

insbesondere in den hessischen Großstädten mit ihren teils angespannten 

Wohnungsmarktlagen für den Betriebs- und Unterbringungsaufwand der 

Kommunen nicht kostendeckend. Das hat v.a. im Zuge der Flüchtlingskrise seit 

2015 zu Haushaltsbelastungen der Stadt Kassel geführt. 

 

Abweichend von dem Grundsatz, dass die Unterkunftskosten von den Kommunen 

zu tragen sind, ermöglicht § 46 SGB II eine Bundesbeteiligung. Im Zuge der 

Flüchtlingskrise wurde im Dezember 2016 mit dem Gesetz zur Beteiligung des 

Bundes an den Kosten der Integration und zur weiteren Entlastung von Ländern 

und Kommunen zudem eine weitere Abrechnungsmöglichkeit von Bundesmitteln 

geschaffen. Voraussetzung ist hierfür jedoch, dass nicht nur die jeweiligen 

Personen statistisch beim Jobcenter erfasst werden, sondern auch konkrete 

Unterkunftskosten nachgewiesen sind. Um dies annähernd kostendeckend zu 

erreichen, genügen weder die Pauschalfestsetzungen nach der bisherigen 

VUBGebV noch die vereinzelt zwischen den Aufgenommenen und den 

Unterkunftsbetreibern geschlossenen (Unter-) Mietverträge. Vielmehr bedarf es 

einer gesonderten Gebührenfestsetzung im o. g. öffentlich-rechtlichen 

Nutzungsverhältnis. 

 

Deshalb hat das Land Hessen auf Initiative der Kommunalverbände jüngst eine 

Änderung von § 4 HLAG veranlasst. Die Gebühren werden nun nicht mehr von der 

Landesregierung festgesetzt. Stattdessen obliegt es der jeweiligen 

Zuweisungskörperschaft, durch eine Satzung ihre entsprechenden 

Unterbringungs- und Heizaufwendungen als Gebühr gegenüber dem 

Aufgenommenen festzusetzen. Die Gebühr darf dabei grundsätzlich den 

tatsächlichen mit der Unterbringung verbundenen Verwaltungsaufwand nicht 

überschreiten und in keinem Missverhältnis zu dem ortsüblichen 

Unterbringungsaufwand stehen. 

 

Inhaltlich ist darauf hinzuweisen, dass Direktzahlungen anderer 

Sozialleistungsträger, insbesondere des Jobcenters, nur im Einverständnis mit dem 

Gebührenschuldner möglich sind (§ 3 Abs. 2). Die bundesgesetzlichen Vorschriften 

des § 22 SGB II und des § 35 SGB XII dürfen durch eine kommunale und sich auf 

eine landesrechtliche Ermächtigungsgrundlage stützende Satzung nicht umgangen 

werden. 
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3 von 3 Mit einem Gebührensatz von 450,00 € pro Monat und Person kann der Entwurf in 

§ 5 Abs. 1 nur auf einen Durchschnittswert abstellen, weil der Bestand der 

Gemeinschaftsunterkünfte in Kassel stetig wechselt und die Kosten für 

Unterkünfte, bei denen Unterbringungs- bzw. Betreiberverträge seit Längerem 

durchgeführt werden, im Vergleich zu Gemeinschaftsunterkünften, wo 

Unterbringungs- und / oder Betreiberverträge erst ab 2015 unter hohem Zeit- 

und Marktdruck geschlossen werden konnten, stark auseinanderfallen. Das 

Sozialamt hat das entsprechend § 10 Abs. 3 Hess. KAG vermerkt. 

 

Das in § 7 des Entwurfs vorgesehene Inkrafttreten der Satzung zum  

1. Januar 2017 verstößt nicht gegen das Rückwirkungsverbot, weil die 

nachträgliche Gebührenschuld nur bei Personen entsteht, die hierfür einen 

Sozialleistungsanspruch haben. Sie sind damit effektiv keiner Gebührenforderung 

ausgesetzt. 

 

Die im Gegensatz zum Beschluss Nr. 45/2018 des Magistrats vom 5. März 2018 

neu aufgenommene Ausnahme- und Härtefallregelung in § 8 ermöglicht es, bei 

Fehlbelegern, die ihren Lebensunterhalt bereits ohne staatliche oder kommunale 

Hilfen aus eigenem Einkommen sicherstellen, von einer unbilligen Heranziehung zu 

den Gebührensätzen nach § 5 Abs. 1 abzusehen und stattdessen lediglich 

existenzsicherungsrechtlich angemessene Gebühren zu erheben, bis die Personen 

auf dem freien Markt ausreichenden Wohnraum gefunden haben. Eine 

weitergehende Privilegierung ist aus haushalts-, kommunalverfassungs- und 

gleichheitsrechtlichen Gründen nicht möglich. Da die Fehlbeleger regelmäßig noch 

zumindest auf ergänzende Hilfen zur Sicherstellung des Lebensunterhalts 

angewiesen sind, wird sich der Anwendungsbereich der Härtefallklausel in äußerst 

überschaubarem Rahmen halten. Das Sozialamt hat die Gründe für das Abweichen 

vom Kostendeckungsprinzip im Bereich der Härtefallklausel  

gemäß § 10 Abs. 4 Hess. KAG vermerkt. 

 

Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 7. Mai 2018 entsprechend 

beschlossen. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 




